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Einleitung

Markus Krajewski

Vor dem Landgericht Dortmund klagen die Opfer eines Brandes in einer 
pakistanischen Textilfabrik gegen den deutschen Textildiscounter KiK auf 
Schadensersatz, weil sie KiK für mangelnde Sicherheitsstandards in dem Fabrik-
gebäude mitverantwortlich machen. Am 30. August bewilligte das Landgericht den 
Klägern Prozesskostenhilfe.1 Zwar steht die Entscheidung in der Sache noch aus, 
der Fall zeigt jedoch, dass Menschenrechtsklagen gegen international tätige Unter-
nehmen auch in Deutschland relevant werden, nachdem vergleichbare Klagen im 
Ausland, insbesondere den USA, bereits seit einigen Jahren zum festen Bestandteil 
der juristischen Aufarbeitung von Menschenrechtsverletzungen mit Unternehmens-
beteiligung geworden sind.

Entsprechende Klagen werfen eine Vielzahl zivilrechtlicher Fragen auf: Neben 
der Bestimmung der Zuständigkeit des Gerichts und des anwendbaren Rechts geht 
es um die Begründung und die Reichweite der Haftung für das Handeln eines in 
Deutschland angesiedelten Mutterkonzerns oder internationalen Einkäufers. Ange-
stoßen durch entsprechende Entwicklungen im angelsächsischen Rechtsraum und 
rechtspolitische Forderungen insbesondere zivilgesellschaftlicher Akteure, befasst 
sich auch die Zivilrechtswissenschaft seit einiger Zeit mit den genannten Fragen.

Neben möglichen zivilrechtlichen Klagen können bei besonders gravierenden 
Rechtsverstößen auch strafrechtliche Sanktionen in Betracht kommen. Hier stellt 
sich indes nicht nur die Frage nach dem zuständigen Gericht und der internationalen 

1 Landgericht Dortmund, Presseerklärung vom 30.8.2016, http://www.lg-dortmund.nrw.de/
behoerde/presse/Pressemitteilungen/PM-KiK_docx.pdf.

http://www.lg-dortmund.nrw.de/behoerde/presse/Pressemitteilungen/PM-KiK_docx.pdf
http://www.lg-dortmund.nrw.de/behoerde/presse/Pressemitteilungen/PM-KiK_docx.pdf
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Reichweite der entsprechenden Strafrechtsnorm, sondern auch danach, welche 
Delikte im konkreten Fall zuerst verfolgt werden sollen. Auch diese Diskussion ist 
in der nationalen sowie der Völkerstrafrechtswissenschaft inzwischen aufgegriffen 
worden. Zivil- und strafrechtliche Fragen sind dabei miteinander verknüpft, da sich 
sowohl bei der zivilrechtlichen Haftung als auch der strafrechtlichen Verantwortung 
die Frage nach dem Zurechnungsmaßstab und der relevanten Sorgfaltspflichtstan-
dards in der Lieferkette oder in einem multinationalen Konzern stellen.

Der am 21. Dezember 2016  von der Bundesregierung verabschiedete Natio-
nale Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte, mit dem eine Orientierung für 
die praktische Umsetzung für menschenrechtliche Anforderungen an unterneh-
merisches Handeln gegeben werden soll, geht auf die Möglichkeit zivilrechtlicher 
Klagen gegen Unternehmen nur punktuell ein und stellt auch keine Erweiterung 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit in Aussicht.2 Während im europäischen Ausland 
neue Gesetze zur menschenrechtlichen Unternehmensverantwortung erlassen 
wurden, wie z. B. in Frankreich die im Februar 2017 verabschiedete „Loi relative 
au devoir de vigilance des sociétés mères et des entreprises donneuses dʼordre“,3 
steht  in Deutschland derzeit keine spezielle gesetzgeberische Initiative hierzu 
an. Es ist daher anzunehmen, dass die entsprechende Entwicklung in Deutsch-
land bis  auf Weiteres durch die Gerichtspraxis, Wissenschaft, unternehmerische 
Eigenverantwortung und den politischen Diskurs geprägt werden wird.

Ausgangspunkt der jüngeren Debatte sind dabei zumeist die Leitprinzipien der 
Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte (Guiding Principles for 
Business and Human Rights), die vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen 
im Jahre 2011 als allgemeine Grundlage angenommen wurden. Sie enthalten neben 
der staatlichen Pflicht zum Schutz der Menschenrechte auch die unternehmeri-
sche Verantwortung zur Beachtung von Menschenrechten. Allerdings begründen 
sie keine unmittelbar verbindlichen völkerrechtlichen Normen für Unternehmen. 
Gleichwohl sind die UN-Leitprinzipien in den letzten Jahren zum Kristallisations-
punkt der Auseinandersetzungen um die Verantwortung von unternehmerischem 
Handeln für Menschenrechtsrechtsverletzungen geworden.

Eine der umstrittensten Fragen im Zusammenhang mit der menschenrechtlichen 
Bewertung von unternehmerischem Handeln ist, ob Unternehmen selbst an Men-
schenrechte gebunden sind und ob sie diese daher auch durch eigenes Tun oder 
Unterlassen verletzen können. Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Men-
schenrechte gehen in Übereinstimmung mit der herrschenden Lehre dann von 
einer direkten Bindung aus, wenn das unternehmerische Handeln einem Staat 
zugerechnet werden kann. Das ist nach den Grundsätzen der völkerrechtlichen Ver-
antwortlichkeit dann der Fall, wenn das Unternehmen in staatlichem Auftrag oder 

2 Auswärtiges Amt, Nationaler Aktionsplan Umsetzung der VN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrec, 2016–2020, 21.12.2016, http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/
contentblob/754690/publicationFile/222786/161221-NAP-DL.pdf
3 Der Conseil constitutionel hat das Gesetz im Kern für verfassungskonform erklärt, Conseil 
constitutionnel, Entscheidung Nr. 2017-750 DC vom 23. März 2017.

http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/754690/publicationFile/222786/161221-NAP-DL.pdf
http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/754690/publicationFile/222786/161221-NAP-DL.pdf
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unter staatlicher Kontrolle handelt. Dies dürfte typischerweise bei staatseigenen  
Unternehmen (state-owned enterprises), wie z.  B. staatlichen Kreditanstalten, 
gegeben sein. Die Mehrzahl international tätiger Unternehmen können jedoch in 
diesem Sinne keinem Staat zugerechnet werden.

Fehlt es an der Zurechnung unternehmerischen Handelns, ist unklar, ob das Unter-
nehmen unmittelbar Menschenrechte verletzen kann. Die Leitprinzipien bleiben 
diesbezüglich auch eher vage. In der Regel gehen sie davon aus, dass sich Unterneh-
men an (staatlichen) Menschenrechtsverletzungen beteiligen können. Auch in der 
Literatur werden verschiedene Anknüpfungspunkte für die unmittelbare Bindung 
von Unternehmen an Menschenrechte kontrovers diskutiert. In der auf internationa-
len Menschenrechtsübereinkommen beruhenden Praxis der regionalen Gerichtshöfe 
und Vertragsorgane (Ausschüsse) finden derartige Überlegungen keine Entspre-
chung, da die Übereinkommen stets nur die Staaten unmittelbar binden.

Auf der Grundlage des geltenden Völkerrechts lässt sich daher über die bereits 
erwähnten Fällen der unmittelbaren Zurechnung von unternehmerischen Handeln 
in staatlichem Auftrag oder unter staatlicher Kontrolle in zwei Konstellationen von 
einer Beteiligung eines Unternehmens an einer Menschenrechtsverletzung spre-
chen: Einerseits kann das Unternehmen direkte Unterstützung zu einer Verletzung 
der Beachtenspflicht leisten, z. B. indem ein privates Sicherheitsunternehmen ein 
Gefängnis bewacht, in dem gefoltert wird. Andererseits – und das dürfte häufiger 
der Fall sein – kann unternehmerisches Handeln die Verletzung von Schutzpflichten 
ausnutzen und so zu einer Menschenrechtsverletzung beitragen. Nutzt ein Unter-
nehmen den Mangel an oder die Nichtbeachtung von Sicherheitsvorschriften durch 
einen lokalen Hersteller aus, liegt hierin ein Beitrag zu einer Menschenrechtsver-
letzung, da im Mangel an oder der Nichtbeachtung von Sicherheitsvorschriften eine 
Verletzung der Pflicht zum Schutz des Menschenrechts auf Leben und Gesund-
heit zu sehen ist. Verallgemeinernd lässt sich daher festhalten: Die Verletzung von 
durch Menschenrechten geschützten Rechtsgütern wird dann zu einem Beitrag zur 
Menschenrechtsverletzung, wenn die Rechtsgüter nicht durch ausreichende staat-
liche Vorschriften und deren effektive Überwachung einschließlich angemessener 
Sanktionen und Kompensationen geschützt werden.

Vor diesem Hintergrund werden zivil- und strafrechtliche Reaktionen im Ausland 
als Instrumente des Menschenrechtsschutzes relevant. Dabei gerät auch das deut-
sche Recht in den Fokus der Aufmerksamkeit, das Gegenstand des vorliegenden 
Bandes ist. Da die wissenschaftlichen Auseinandersetzungen in Deutschland über 
den Beitrag des Zivil- und Strafrechts für die Verhinderung und Aufarbeitung von 
Menschenrechtsverletzungen durch unternehmerisches Handeln noch am Anfang 
stehen, widmen sich die Beiträge in erster Linie grundlegenden Fragen und prakti-
schen Überlegungen.

Der Band gliedert sich in vier Haupteile: Zunächst werden die materiell-, kollisi-
ons- und prozessrechtlichen Fragen der zivilrechtlichen Haftung von Unternehmen 
für Menschenrechtsverletzungen erörtert. Hieran schließt sich ein rechtsvergleichen-
der Blick in den US-amerikanischen und den englischen Rechtsraum an, da diese 
sowohl die wissenschaftliche als auch die praktische Debatte erheblich beeinflus-
sen. Im dritten Teil steht das Strafrecht als Instrument des Menschenrechtsschutzes 
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im Zentrum. Hier wird untersucht, ob die strafrechtliche Verantwortlichkeit neben 
der zivilrechtlichen Haftung eine zusätzliche Schutzfunktion entfalten kann und wie 
sich zivilrechtliche und strafrechtliche Verantwortlichkeit unterscheiden. Im letzten 
Teil finden sich zwei Beiträge, die aus der Perspektive der Praxis verfasst wurden 
und die dogmatischen und rechtspolitischen Überlegungen der vorangegangenen 
Beiträge ergänzen und konkretisieren.

Der erste Hauptteil zur zivilrechtlichen Haftung wird mit einem Beitrag von 
Leonhard Hübner eröffnet, der die zentrale Frage dieses Teils aufwirft: Können 
Menschenrechtsverletzungen eine zivilrechtliche Haftung begründen? Nach dem 
Hinweis, dass Rechtsentwicklungen in den USA, Großbritannien und Frankreich 
sowie auf der Ebene der EU reichhaltiges Anschauungsmaterial liefern, skizziert er 
die verschiedenen Fall- und Klagekonstellationen und bietet eine erste typologische 
Kategorisierung an. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Unterscheidung zwischen 
dem Verhältnis von Besteller und Zulieferer auf der einen Seite und von Mutter- und 
Tochtergesellschaften auf der anderen Seite. Für erstere fragt Hübner, ob und unter 
welchen Umständen deliktische Haftungsmaßstäbe herangezogen werden können. 
Für letztere wird die Möglichkeit einer konzernrechtlichen Haftung nach dem AktG 
erwogen. Hierauf sowie auf die anderen von Hübner angesprochenen Fragen (Inter-
nationales Privat- und Verfahrensrecht) wird in den folgenden Beiträgen ausführ-
licher eingegangen.

Zunächst widmet sich Axel Halfmeier der materiellen Rolle des Kollisionsrechts. 
Ausgehend von der Beobachtung, dass nationale staatliche Regulierungsmöglich-
keiten im Zeitalter globaler Ökonomie, insbesondere wegen der Mobilität des Kapi-
tals, begrenzt sind, vertritt er die These, dass das zivilrechtliche Haftungsrecht auch 
als Regulierungsinstrument und damit als politisches Recht verstanden werden 
kann. In transnationalen Konstellationen stellt sich dann automatisch die Frage 
nach dem anwendbaren Recht, die vom Kollisionsrecht beantwortet wird. Nach der 
historischen Rekonstruktion des grundlegenden Prinzips des Kollisionsrechts – der 
Gleichheit aller nationalen Privatrechtsordnungen – erinnert Halfmeier daran, dass 
für deliktische Ansprüche nach diesem Modell auf das Recht des Schadensortes 
verwiesen wird. Daran anschließend ist zu fragen, welches Recht – das formal gel-
tende oder das tatsächlich (nicht) angewandte Recht – in einem Kollisionsfall von 
einem deutschen Gericht zu beachten wäre. Da das ausländische Recht ausgelegt 
und erweitert werden kann, plädiert Halfmeier für eine dynamische Herangehens-
weise an das anwendbare Recht. Sind gleichwohl Korrekturen notwendig, steht der 
ordre public als Korrektiv zur Verfügung. Allerdings kann nicht jede Menschen-
rechtsverletzung zur Anwendung des Rechts des Forumstaats führen. Daher sieht 
Halfmeier auch nicht die menschenrechtliche Modifikation des Kollisionsrechts, 
sondern die Auslegung und Anwendung des jeweils anwendbaren ausländischen 
Rechts im Lichte der Menschenrechte als angemessene Antwort auf Menschen-
rechtsverletzungen durch unternehmerisches Handeln.

Klagen im Inland gegen Mutterunternehmen von ausländischen Tochtergesell-
schaften, die dort an Menschenrechtsverletzungen beteiligt sind, stehen oft vor 
dem Problem, dass die Gesellschaften unterschiedliche Rechtspersonen sind (Tren-
nungsprinzip). In dieser Konstellation ist grundsätzlich auch eine Haftung nach 
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konzernrechtlichen Grundsätzen denkbar, die im Beitrag von Moritz Renner und 
Marie Kuntz erörtert wird. Nach einer Erläuterung der gesellschaftsrechtlichen 
und deliktischen Konzernhaftung im Innenverhältnis, die zeigt, dass eine derartige 
Haftung im deutschen Recht kaum möglich ist, befasst sich der Beitrag mit der 
Bearbeitung dieser Rechtsfragen im common law. Die sich daran anschließende 
Frage nach dem auf transnationale Sachverhalt anwendbare Konzernrechts (Kon-
zernkollisionsrecht) beantworten Renner und Kuntz zugunsten des Rechts der 
abhängigen Gesellschaft, d.  h. typischerweise der ausländischen Tochtergesell-
schaft. Damit kommt auch in gesellschaftsrechtlichen Konstellationen ausländi-
sches Sachrecht zur Anwendung – ein Ergebnis, das sich mit dem Befund von Half-
meier deckt. Allerdings weisen Renner und Kuntz darauf hin, dass das common law 
in bestimmten Konstellationen eine Durchbrechung des gesellschaftlichen Tren-
nungsprinzips („piercing the corporate veil“) kennt, sodass in Einzelfällen auch das 
Heimatrecht der Konzernmutter zur Anwendung kommt. Damit unterscheidet sich 
die gesellschaftsrechtliche Komponente von der delikts- oder vertragsrechtlichen 
Haftung.

Die Untersuchungen zur zivilrechtlichen Haftung werden durch eine Ausei-
nandersetzung mit den einschlägigen prozessualen Fragen abgeschlossen. Aus-
gehend von der Erkenntnis, dass Opfer von Menschenrechtsverletzungen oft ein 
Interesse daran haben, in einem anderen Staat als ihrem Heimatstaat zu klagen, 
untersucht Michael Stürner, unter welchen Umständen der Zugang zu Rechtsschutz 
und Abhilfe (access to remedies) vor deutschen Gerichten gewährt werden kann. 
Dabei werden die einzelnen Prozessvoraussetzungen wie die Gerichtsbarkeit und 
die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte ebenso behandelt wie weitere 
Bedingungen des Zugangs zum Recht (Prozesskostenhilfe, Vertretung, Ermittlung 
und Anwendung des ausländischen Rechts sowie Beweisbeschaffung) und die Voll-
streckungsmodalitäten. Stürner zeigt auf, dass Klagen gegen Beklagte mit Sitz in 
Deutschland regelmäßig unproblematisch sind, dass sich dann aber die Frage nach 
dem ggf. anwendbaren ausländischen Recht stellt, die bereits in den anderen Bei-
trägen erörtert wurde. Dagegen ist bei einem ausländischen Sitz zumeist im Sitz-
staat Klage zu erheben. De lege ferenda könnte allerdings ein Notgerichtsstand für 
Menschenrechtsverletzungen bei Rechtschutzverweigerung im Ausland geschaffen 
werden. Hierzu verweist Stürner auf allgemeine Grundsätze aber auch auf entspre-
chende Regeln in der Schweiz und Vorarbeiten des Institut de droit international, die 
allerdings auf Verletzungen wegen Völkerstrafrechts beschränkt sind. Stürner zeigt 
sich jedoch skeptisch, ob ein Notgerichtsstand tatsächlich eine sinnvolle Ergänzung 
des geltenden Rechts wäre. Sinnvoller hält Stürner dagegen eine Erweiterung von 
kollektiven Sammelklagemöglichkeiten oder Musterklagen wie diese im Kapital-
anlegerschutzrecht möglich sind. Damit könnten die hohen praktischen Hürden des 
Zugangs zu Recht in Deutschland für ausländische Opfer von Menschenrechtsver-
letzungen wie z.  B. die Tatsache, dass Opferverbänden keine Prozesskostenhilfe 
gewährt werden kann, verringert werden.

Nach diesen primär auf das deutsche Recht bezogenen Beiträgen wird der 
Blick im zweiten Hauptteil dieses Buchs um rechtsvergleichende Perspekti-
ven erweitert. In den Debatten um zivilrechtliche Haftung als Instrument des 
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Menschenrechtsschutzes wird immer wieder auf Vorbilder im US-amerikanischen 
Recht hingewiesen. Mathias Reimann untersucht in seinem Beitrag den status quo 
der diesbezüglichen Rechtsprechung in den USA anhand der jeweils einschlägigen 
prozessualen Voraussetzungen und prozessrechtlichen Institute. Ausführlich zeigt 
er zunächst die Voraussetzungen der persönlichen Zuständigkeit von US-amerikani-
schen Gerichten, die erforderlich ist, damit ein Unternehmen verklagt werden kann. 
Problematisch ist dies insbesondere bei ausländischen Unternehmen. Dabei weist 
er vor allem auf die einschränkenden Wirkungen des Urteils des US Supreme Court 
im Fall Daimler aus dem Jahre 2014 hin. Eine weitere Prozessvoraussetzung ist die 
sachliche Zuständigkeit. Diese wird für Bundesgerichte u. a. im Alien Tort Claims 
Act begründet, dessen Reichweite durch das Kiobel-Urteil des Supreme Court aus 
dem Jahre 2013  jedoch ebenfalls stark eingeschränkt wurde. Trotz dieser Urteile 
bestehen weiter Klagemöglichkeiten vor Bundes- und Staatsgerichten. Der Zugang 
zu den Gerichten der einzelnen Bundesstaaten erscheint dabei oft sogar noch leich-
ter als der Zugang zu den Bundesgerichten. Allerdings sind Urteile von Staatsge-
richten oft weniger effektiv und in ihrem Wirkungskreis beschränkt. Bei der Suche 
nach dem anwendbaren Recht wirft Reimann die Problematik der Bindung von Pri-
vatpersonen und Unternehmen an völkerrechtliche Normen auf und legt dar, dass 
die Rechtsprechung in den USA hier uneinheitlich agiert. Schließlich werden noch 
politisch begründete Hürden für Prozesse in den USA diskutiert. Dazu zählen die 
political questions doctrine, die foreign affairs doctrine und die act of state doctrine 
sowie die international comity. Reimann schließt mit dem Hinweis, dass die USA 
völkerrechtlich verpflichtet sind, effektive Klagen bei Menschenrechtsverletzungen 
zu ermöglichen.

Eine weitere, in rechtsvergleichenden Überlegungen oft angesprochene Rechts-
ordnung, die bei einem entsprechenden kollisionsrechtlichen Verweis auch prakti-
sche Bedeutsamkeit hat, ist das englische Deliktsrecht. Franziska Wohltmann ana-
lysiert dieses insbesondere vor dem Hintergrund der Leitentscheidung Chandler vs. 
Cape, in deren Mittelpunkt der Umfang und die Voraussetzungen von Sorgfaltspflich-
ten eines Unternehmens gegenüber dem Kläger standen. Eine Sorgfaltspflicht setzt 
demnach Vorhersehbarkeit, hinreichende Nähe und Angemessenheit voraus. Wann 
diese Voraussetzungen erfüllt sind, hängt vom Einzelfall und der genauen Definition 
der hinreichenden Nähe ab. Die Standards des Chandler-Urteils spielen zudem in 
der Klage nigerianischer Opfer von Menschenrechtsverletzungen gegen Shell eine 
zentrale Rolle, die derzeit in den Niederlanden noch anhängig sind. Die Weiterent-
wicklung des englischen Rechts hängt auch vom Ausgang des Verfahrens Lungowe 
vs. Vedanta ab, welches die Klage von Dorfbewohnern aus Sambia gegen ein briti-
sches Bergbauunternehmen betrifft. Wohltmann zeigt schließlich, dass die für Mut-
ter-Tochter-Konstellationen entwickelten Grundsätze auch auf Lieferbeziehungen 
übertragen werden können. Besondere Bedeutung kommt dabei dem Kriterium der 
hinreichenden Nähe zu. Wohltmann legt dar, dass und wann eine hinreichende Nähe 
zwischen dem internationalen Einkäufer und dem Zulieferer bestehen kann. Diese 
Überlegungen sind auch für das KiK-Verfahren von großer praktischer Relevanz.

Wie bereits erwähnt, kann die zivilrechtliche Haftung von Unternehmen durch 
strafrechtliche Verantwortung von Unternehmen und Unternehmern als weiteres 
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Instrument des Menschenrechtsschutzes erweitert werden. Dieser Möglichkeit 
widmen sich die Beiträge des dritten Hauptteils. Dabei stellen sich zunächst einige 
grundsätzliche Fragen nach dem Mehrwert einer strafrechtlichen Beurteilung 
von Handlungen, dem einschlägigen Normenbestand auf den unterschiedlichen 
Ebenen und den strafrechtlichen Täterkategorien, die Franziska Oehm im Über-
blick darstellt und untersucht. Sie zeigt zunächst die generalpräventive Funktion 
des Strafrechts auf, die auch für die Beteiligungen von Unternehmen an Men-
schenrechtsverletzungen eine Rolle spielt. Anschließend stellt sie ausführlich die 
unterschiedlichen Normebenen dar: So sind im Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs (Statut von Rom) nur wenige Tatbestände mit wirtschaftlichem Bezug 
zu finden. Dagegen finden sich in anderen völkerrechtlichen Übereinkommen 
Verpflichtungen, bestimmte wirtschaftsbezogene transnationale Straftaten wie 
Korruption oder Drogenhandel unter Strafe zu stellen. Schließlich sind auch die 
Tatbestände des nationalen Strafrechts von Bedeutung. Da die eigentlichen Taten 
jedoch zumeist im Ausland begangen werden, ist die Anwendbarkeit des nationa-
len Strafrechts auf grenzüberschreitende Konstellationen gesondert zu begründen. 
Schließlich weist Franziska Oehm noch auf die Problematik der Tätereigenschaft 
hin: Während in zahlreichen nationalen Rechtsordnungen auch juristische Personen 
strafrechtlich belangt werden können, sehen sowohl das Statut von Rom als auch 
das deutsche Strafrecht nur Individuen als Täter vor.

An dieser Stelle setzt Petra Wittig an und untersucht, wie verantwortliche Per-
sonen in einem Unternehmen individuell strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden können, wenn das Unternehmen an Menschenrechtsverletzungen beteiligt 
ist. Wittig zieht die Anwendung des geltenden deutschen Strafrechts auf trans-
nationale Sachverhalte einer Erweiterung des nationalen oder internationalen 
Strafrechts vor. Das deutsche Strafrecht kommt zur Anwendung, wenn relevantes 
Handeln oder Unterlassen einer Leitungsperson eines Unternehmens in Deutsch-
land identifiziert werden kann. Ausgangspunkt der strafrechtlichen Verantwortlich-
keit einer Leitungsperson des Unternehmens ist typischerweise das Unterlassen 
von Aufsichtsmaßnahmen zur Verhinderung der Begehung von Straftaten durch 
Unternehmensmitarbeiter. Das Unterlassen der Aufsichtsmaßnahme muss kausal 
und zurechenbar für die Verletzungshandlung sein. Hierbei ist vor allem zu fragen, 
ob das Prinzip der Eigenverantwortlichkeit die Zurechnung ausschließt. Für die 
bei einer Unterlassenstat erforderliche Garantenstellung ist in Fällen mit Unter-
nehmensbezug die strafrechtliche Geschäftsherrenhaftung einschlägig. Ob und 
unter welchen Voraussetzungen diese auch auf Konzerngesellschaften oder Liefer-
betriebe ausgeweitet werden kann, ist noch nicht abschließend geklärt. Entschei-
dend kommt es auf die Sorgfaltspflichtverletzung an. Der entsprechende Maßstab 
ist entweder anhand des ausländischen oder inländischen Rechts zu konkretisieren, 
je nachdem welches das einschlägige Rechtsgut besser schützt. Zusätzlich und zur 
weiteren Konkretisierung können auch soft law-Standards wie die UN-Leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte oder die OECD-Leitlinien für multina-
tionale Unternehmen herangezogen werden. Insgesamt zeigt Wittig, dass auch bei 
wirtschaftlichem Handeln in grenzüberschreitenden Zusammenhängen de lege lata 
kein strafrechtsfreier Raum besteht.
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Claudia Müller-Hoff widmet sich schließlich internationalen und vergleichenden 
Perspektiven der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Menschenrechtsverletzun-
gen durch Unternehmen und den sich daraus ergebenden Herausforderungen für 
das deutsche materielle und prozessuale Strafrecht. Dabei stellt sie die UN-Leit-
prinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte zunächst in einen weiteren Kontext, 
zudem die Grundsätze zur Bekämpfung der Straflosigkeit, die UN-Leitprinzipien 
für Rechtsschutz und Wiedergutmachung und das Recht auf Wahrheit gehören. 
Anschließend werden anhand von vier Beispielsfällen aus Deutschland und der 
Schweiz die praktischen Schwierigkeiten aufgezeigt, die mit dem Versuch der straf-
rechtlichen Aufarbeitung der Beteiligung von Unternehmen an Menschenrechtsver-
letzungen verbunden sind. Die Fälle illustrieren auch die Fallkonstellationen, für 
die Petra Wittig eine mögliche Geschäftsherrenhaftung entwickelt hat. Sie zeigen 
zugleich die Herausforderungen, vor denen die Strafermittlungsbehörden stehen, 
wenn Sachverhalte im Ausland ermittelt werden müssen und der konkrete Sorg-
faltsmaßstab festgelegt werden muss. Rechtsvergleichend betrachtet Müller-Hoff 
sodann noch die Rechtslage in der Schweiz und Österreich und kommt zu dem 
Ergebnis, dass hier bereits innovative Ansätze verwirklicht wurden. Allerdings steht 
der Praxistest dieser Ansätze in transnationalen Konstellationen noch aus. Schließ-
lich erteilt Müller-Hoff der Vorstellung, im deutschen Recht genüge die Haftung des 
OWiG, eine klare Absage.

Im letzten Teil des Bandes werden praktische Erfahrungen thematisiert. Miriam 
Saage-Maaß und Remo Klinger skizzieren die Rechtsfragen, die sich im Zusam-
menhang mit der eingangs bereits erwähnten Klage gegen KiK stellen. Da auf den 
Fall nach den einschlägigen kollisionsrechtlichen Regeln pakistanisches Recht, 
und damit im weiteren Sinne common law anzuwenden ist, müssen auch die Haf-
tungsmaßstäbe diesem Rechtsgebiet entnommen werden. In der Klage gegen KiK 
wird daher auf den Haftungstatbestand der „vicarious liability“ abgestellt, der eine 
Haftung für das Verschulden Dritter vorsieht, wenn der Auftraggeber bestimmte 
Kontroll- und Einflussmöglichkeiten über den Auftragnehmer hat. Dies sei bei KiK 
im Verhältnis zur pakistanischen Textilfabrik Ali Enterprises der Fall gewesen, da 
KiK klare Produktionsstandards vorgegeben habe. Ebenso habe KiK eine Sorg-
faltspflicht nach den einschlägigen Regeln des common law verletzt. Auch wenn 
die Klage gegen KiK zeigt, dass Klagen wegen Menschenrechtsverletzungen auch 
vor deutschen Gerichten ausgetragen werden können, bestehen in der Praxis jedoch 
zahlreiche Hürden. Saage-Maaß und Klinger weisen dabei zunächst auf Zuständig-
keitsfragen hin, die Stürner in seinem Beitrag auch angesprochen hat. Eine Klage 
gegen ausländische Töchter käme in Deutschland nicht in Betracht. Zudem bestehen 
Unklarheiten beim Rechtsgüterschutz und bei der Bestimmung und dem Inhalt 
der Sorgfaltspflichten, wenn deutsches Recht zur Anwendung komme. Weitere 
Einschränkungen in prozessualer Hinsicht betreffen z. B. die Gerichtskosten und 
Anwaltsgebühren.

Die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte verlangen von den 
Unternehmen die Beachtung der Menschenrechte. Für große Unternehmensstruk-
turen und Konzerne stellt sich dabei die Frage, wie die Einhaltung von menschen-
rechtlichen Standards unternehmensintern umgesetzt werden kann. Konstantin 
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von Busekist und Rebecca Dimsic fragen daher, ob und wieweit unternehmerische 
Verantwortlichkeit für Menschenrechtsverletzungen auch Gegenstand von Com-
pliance im Unternehmen sein kann. Sie weisen darauf hin, dass Unternehmen 
zunehmend mit Erwartungen bezüglich einer menschenrechtskonformen Corporate 
Social Responsibility (CSR) konfrontiert werden und darauf in der Praxis reagieren 
müssen. Da den Unternehmen ein Reputationsverlust droht, wenn sie die entspre-
chenden Erwartungen nicht erfüllen, kann eine menschenrechtliche Compliance 
ein relevantes Instrument werden. Allerdings beruht diese Compliance nicht auf 
unmittelbar geltenden rechtlichen Pflichten des Unternehmens, sondern auf Regeln, 
die das Unternehmen nicht direkt binden. Zwar können unverbindliche Standards, 
insbesondere die UN-Leitprinzipien oder die OECD-Leitlinien für multinationale 
Unternehmen als Anhaltspunkte für eine Konkretisierung entsprechender allgemei-
ner Verpflichtungen herangezogen werden. Da es sich jedoch nicht um bindendes 
Recht im formalen Sinne handelt, wäre es besser von einem Konzept des Risiko-
managements und weniger von tatsächlicher Compliance zu sprechen.

Insgesamt zeigen die Beiträge dieses Bandes, dass im deutschen Zivil- und Straf-
recht bereits jetzt Ansatzpunkte vorhanden sind, die eine Aufarbeitung der Ver-
antwortung von Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen dem Grunde nach 
möglich machen. Allerdings wird auch deutlich, dass diese Möglichkeiten mit zahl-
reichen Einschränkungen versehen sind und nicht immer zu angemessenen Lösun-
gen führen. Zwar sind deutsche Gerichte und Staatsanwaltschaften für Klagen und 
strafrechtliche Ermittlungen gegen deutsche Unternehmen bzw. deren Mitarbeiter 
international zuständig. Bei zivilrechtlichen Klagen führt die kollisionsrechtliche 
Verweisung jedoch oft zur Anwendbarkeit eines ausländischen Sachrechts, das 
nicht immer das gleiche Schutzniveau menschenrechtlich geschützter Rechts-
güter aufweist wie das deutsche Recht. Die strafrechtliche Bearbeitung der ein-
schlägigen Fälle scheitert oft an Schwierigkeiten bei der Ermittlung des relevanten 
Sachverhalts.

Gleichwohl dürften die Versuche, die zivil- und strafrechtliche Verantwortlichkeit 
von Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen auch vor deutschen Gerichten 
zu thematisieren, in Zukunft nicht abnehmen, wenn man entsprechende Entwick-
lungen in anderen Staaten berücksichtigt. Dies zeigt sich insbesondere in den USA, 
wo die Tradition von Menschenrechtsklagen bereits stärker entwickelt ist als in 
Europa. Trotz jüngster diese Möglichkeiten beschränkender Entscheidungen des 
Supreme Court entwickelt sich auch hier die Praxis weiter und verlagert sich u. U. 
auf die Ebene der Gerichte der Bundesstaaten.

Zivil- und strafrechtliche Ansätze der Begründung von Unternehmensverant-
wortung für Menschenrechtsverletzungen sind Teil eines sich zunehmend plura-
listisch entwickelnden Mehrebenensystems. Dieses umfasst auf internationaler 
Ebene die inzwischen etablierten soft law-Standards der UN-Leitprinzipien und 
der OECD-Leitsätze aber auch die erneuten Versuche der Begründung von unmit-
telbar geltenden Pflichten für Unternehmen im Rahmen der Verhandlungen über 
ein völkerrechtliches Übereinkommen zu Wirtschaft und Menschenrechenrechten. 
Auf nationaler Ebene sind sowohl gesetzgeberische Aktivitäten als auch gericht-
liche Entscheidungen in Einzelfällen zu beachten. Letztere führen zwar regelmäßig 
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nicht zu allgemeinverbindlichen Standards, tragen aber zu einer Konkretisierung 
der menschenrechtlichen Verantwortung von Unternehmen bei und verdeutlichen 
so deren praktische Konsequenzen.

Zahlreiche international tätige Unternehmen haben auf die an sie gestellten 
Erwartungen bereits reagiert und versuchen, ihre Unternehmenspraxis an ihrer 
menschenrechtlichen Verantwortung auszurichten. Auch sie tragen dadurch zu 
einer Konkretisierung und ggf. Weiterentwicklung des Rechts bei, wenn sich aus 
einer Unternehmenspraxis allgemeine Standards ergeben, die wiederum bei der 
rechtlichen Überprüfung von Zumutbarkeit und Angemessenheit eine Rolle spielen 
können. Insofern können unternehmenseigene Standards zivilrechtliche Haftungs-
maßstäbe auch ausfüllen. Gleichzeitig sind sie jedoch an den einschlägigen men-
schenrechtlichen Maßstäben zu messen und darauf zu überprüfen, ob sie den Anfor-
derungen an die menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen genügen.

Dass die Zunahme globaler wirtschaftlicher Verflechtungen, insbesondere 
entlang der Wertschöpfungsketten, dazu führen kann, dass unternehmerische Tätig-
keit sich dem Zugriff nationaler Regelungen entziehen, ist inzwischen allgemein 
anerkannt. Die Antwort hierauf kann weder ein neonationalistischer Isolationismus 
noch ein Vertrauen auf Marktmechanismen sein, das vornehmlich auf die Rolle der 
Verbraucher abstellt. Vielmehr bedarf es der ordnenden und gestaltenden Kraft des 
Rechts, das die Regeln des globalen Wirtschaftens setzt. Diese Rechtsetzung im 
weiteren Sinne geschieht auf unterschiedlichen Ebenen und ist sowohl Aufgabe der 
Gesetzgebung als auch der Rechtsprechung. Sie ist zugleich einem stetigen Über-
prüfungsprozess ausgesetzt, der an übergeordneten Normen wie den universellen 
Menschenrechten orientiert sein muss.
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